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Bisherige Fassung Neufassung 

Sozialgesetzbuch Achtes Buch – Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) 

§ 2 Aufgaben der Jugendhilfe 

[…] 

(3) Andere Aufgaben der Jugendhilfe sind 

1. die Inobhutnahme von Kindern und Ju-
gendlichen (§ 42), 

2. die vorläufige Inobhutnahme von aus-
ländischen Kindern und Jugendlichen 
nach unbegleiteter Einreise (§ 42a), 

3. die Erteilung, der Widerruf und die Zurück-
nahme der Pflegeerlaubnis (§§ 43, 44), 

4. die Erteilung, der Widerruf und die Zu-
rücknahme der Erlaubnis für den Betrieb 
einer Einrichtung sowie die Erteilung 
nachträglicher Auflagen und die damit 
verbundenen Aufgaben (§§ 45 bis 47, 
48a), 

5. die Tätigkeitsuntersagung (§§ 48, 48a), 
6. die Mitwirkung in Verfahren vor den Fami-

liengerichten (§ 50), 
7. die Beratung und Belehrung in Verfahren 

zur Annahme als Kind (§ 51), 
8. die Mitwirkung in Verfahren nach dem 

Jugendgerichtsgesetz (§ 52), 
9. die Beratung und Unterstützung von Müt-

tern bei Vaterschaftsfeststellung und Gel-
tendmachung von Unterhaltsansprüchen 
sowie von Pflegern und Vormündern 
(§§ 52a, 53), 

10. die Erteilung, der Widerruf und die Zu-
rücknahme der Erlaubnis zur Übernahme 
von Vereinsvormundschaften (§ 54), 

11. Beistandschaft, Amtspflegschaft, Amts-
vormundschaft und Gegenvormund-
schaft des Jugendamts (§§ 55 bis 58), 

12. Beurkundung (§ 59), 
13. die Aufnahme von vollstreckbaren Urkun-

den (§ 60). 

§ 2 Aufgaben der Jugendhilfe 

[…] 

(3) Andere Aufgaben der Jugendhilfe sind 

1. die Inobhutnahme von Kindern und Ju-
gendlichen (§ 42), 

2. die vorläufige Inobhutnahme von aus-
ländischen Kindern und Jugendlichen 
nach unbegleiteter Einreise (§ 42a), 

3. die Erteilung, der Widerruf und die Zurück-
nahme der Pflegeerlaubnis (§§ 43, 44), 

4. die Erteilung, der Widerruf und die Zu-
rücknahme der Erlaubnis für den Betrieb 
einer Einrichtung sowie die Erteilung 
nachträglicher Auflagen und die damit 
verbundenen Aufgaben (§§ 45 bis 47, 
48a), 

5. die Tätigkeitsuntersagung (§§ 48, 48a), 
6. die Mitwirkung in Verfahren vor den Fami-

liengerichten (§ 50), 
7. die Beratung und Belehrung in Verfahren 

zur Annahme als Kind (§ 51), 
8. die Mitwirkung in Verfahren nach dem 

Jugendgerichtsgesetz (§ 52), 
9. die Beratung und Unterstützung von Müt-

tern bei Vaterschaftsfeststellung und Gel-
tendmachung von Unterhaltsansprüchen 
sowie von Pflegern und Vormündern 
(§§ 52a, 53a), 

10. die Erteilung, der Widerruf und die Zu-
rücknahme der Anerkennung als Vor-
mundschaftsverein (§ 54), 

11. Beistandschaft, Pflegschaft und Vormund-
schaft des Jugendamts (§§ 55 bis 57), 
 

12. Beurkundung (§ 59), 
13. die Aufnahme von vollstreckbaren Urkun-

den (§ 60). 
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§ 50 Mitwirkung in Verfahren vor den Familien-
gerichten 
[…] 
(3) Das Jugendamt, das in Verfahren zur 
Übertragung der gemeinsamen Sorge nach 
§ 155a Absatz 4 Satz 1 und § 162 des Geset-
zes über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit angehört wird, teilt 
1. rechtskräftige gerichtliche Entscheidun-

gen, aufgrund derer die Sorge gemäß 
§ 1626a Absatz 2 Satz 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs den Eltern ganz oder zum 
Teil gemeinsam übertragen wird oder 

2. rechtskräftige gerichtliche Entscheidun-
gen, die die elterliche Sorge ganz oder 
zum Teil der Mutter entziehen oder auf 
den Vater allein übertragen, 

dem nach § 87c Absatz 6 Satz 2 zuständigen 
Jugendamt zu den in § 58a genannten Zwe-
cken unverzüglich mit. Mitzuteilen sind auch 
das Geburtsdatum und der Geburtsort des 
Kindes oder des Jugendlichen sowie der 
Name, den das Kind oder der Jugendliche 
zur Zeit der Beurkundung seiner Geburt ge-
führt hat. 

§ 50 Mitwirkung in Verfahren vor den Familien-
gerichten 
[…] 
(3) Das Jugendamt, das in Verfahren zur 
Übertragung der gemeinsamen Sorge nach 
§ 155a Absatz 4 Satz 1 und § 162 des Geset-
zes über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit angehört wird, teilt 
1. rechtskräftige gerichtliche Entscheidun-

gen, aufgrund derer die Sorge gemäß 
§ 1626a Absatz 2 Satz 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs den Eltern ganz oder zum 
Teil gemeinsam übertragen wird oder 

2. rechtskräftige gerichtliche Entscheidun-
gen, die die elterliche Sorge ganz oder 
zum Teil der Mutter entziehen oder auf 
den Vater allein übertragen, 

dem nach § 87c Absatz 6 Satz 2 zuständigen 
Jugendamt zu den in § 58 genannten Zwe-
cken unverzüglich mit. Mitzuteilen sind auch 
das Geburtsdatum und der Geburtsort des 
Kindes oder des Jugendlichen sowie der 
Name, den das Kind oder der Jugendliche 
zur Zeit der Beurkundung seiner Geburt ge-
führt hat. 

§ 53 Beratung und Unterstützung von Pflegern 
und Vormündern 
 

(1) Das Jugendamt hat dem Familiengericht 
Personen und Vereine vorzuschlagen, die 
sich im Einzelfall zum Pfleger oder Vormund 
eignen. 

(2) Pfleger und Vormünder haben Anspruch 
auf regelmäßige und dem jeweiligen erziehe-
rischen Bedarf des Mündels entsprechende 
Beratung und Unterstützung. 

 
 
 
 
 
 
 
 

(3) Das Jugendamt hat darauf zu achten, 
dass die Vormünder und Pfleger für die Per-
son der Mündel, insbesondere ihre Erziehung 
und Pflege, Sorge tragen. Es hat beratend 
darauf hinzuwirken, dass festgestellte Mängel 

§ 53 Mitwirkung bei der Auswahl von Vor-
mündern und Pflegern durch das Familienge-
richt 

(1) Das Jugendamt hat dem Familiengericht 
Personen vorzuschlagen, die sich im Einzelfall 
zur Bestellung als Vormund eignen. 
 

(2) Das Jugendamt hat seinen Vorschlag zu 
begründen. Es hat dem Familiengericht dar-
zulegen, 

1. welche Maßnahmen es zur Ermittlung des 
für den Mündel am besten geeigneten 
Vormunds unternommen hat und 

2. wenn es einen Vormund gemäß § 1774 
Absatz 1 Nummer 2 bis 4 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs vorschlägt, dass eine Per-
son, die geeignet und bereit ist, die Vor-
mundschaft ehrenamtlich zu führen, nicht 
gefunden werden konnte. 
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im Einvernehmen mit dem Vormund oder 
dem Pfleger behoben werden. Soweit eine 
Behebung der Mängel nicht erfolgt, hat es 
dies dem Familiengericht mitzuteilen. Es hat 
dem Familiengericht über das persönliche 
Ergehen und die Entwicklung eines Mündels 
Auskunft zu erteilen. Erlangt das Jugendamt 
Kenntnis von der Gefährdung des Vermögens 
eines Mündels, so hat es dies dem Familien-
gericht anzuzeigen. 

(4) Für die Gegenvormundschaft gelten die 
Absätze 1 und 2 entsprechend. Ist ein Verein 
Vormund, so findet Absatz 3 keine Anwen-
dung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(3) Für die Pflegschaft für Minderjährige gel-
ten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 

 § 53a Beratung und Unterstützung von 
Vormündern und Pflegern 
(1) Vormünder haben Anspruch auf regel-
mäßige und dem jeweiligen erzieherischen 
Bedarf des Mündels entsprechende Beratung 
und Unterstützung durch das Jugendamt. 
vgl. § 53 Absatz 2 SGB VIII a F 

(2) Das Jugendamt hat darauf zu achten, 
dass die Vormünder für die Person der Mün-
del, insbesondere ihre Erziehung und Pflege, 
Sorge tragen. Es hat beratend darauf hinzu-
wirken, dass festgestellte Mängel im Einver-
nehmen mit dem Vormund behoben werden. 
vgl. § 53 Absatz 3 Satz 1 und 2 SGB VIII aF 

(3) Ist ein Vormundschaftsverein als vorläufi-
ger Vormund oder ein Vereinsvormund als 
Vormund bestellt, so ist Absatz 2 nicht anzu-
wenden. 

(4) Für die Pflegschaft für Minderjährige gel-
ten die Absätze 1 bis 3 entsprechend. 

§ 54 Erlaubnis zur Übernahme von Vereins-
vormundschaften 
(1) Ein rechtsfähiger Verein kann Pflegschaf-
ten oder Vormundschaften übernehmen, 
wenn ihm das Landesjugendamt dazu eine 
Erlaubnis erteilt hat. Er kann eine Beistand-
schaft übernehmen, soweit Landesrecht dies 
vorsieht. 
(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn der Ver-
ein gewährleistet, dass er 
1. eine ausreichende Zahl geeigneter Mit-

arbeiter hat und diese beaufsichtigen, 
weiterbilden und gegen Schäden, die 
diese anderen im Rahmen ihrer Tätigkeit 
zufügen können, angemessen versichern 
wird, 

§ 54 Anerkennung als Vormundschaftsverein 
 
(1) Ein rechtsfähiger Verein kann von dem 
überörtlichen Träger der Jugendhilfe als Vor-
mundschaftsverein anerkannt werden, wenn 
er gewährleistet, dass 
 
 
 
 
1. er eine ausreichende Zahl von als Pfleger 

oder Vormund geeigneten Mitarbeitern 
hat und diese beaufsichtigen, weiterbil-
den und gegen Schäden, die diese an-
deren im Rahmen ihrer Tätigkeit zufügen 
können, angemessen versichern wird, 
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2. sich planmäßig um die Gewinnung von 
Einzelvormündern und Einzelpflegern be-
müht und sie in ihre Aufgaben einführt, 
fortbildet und berät, 

3. einen Erfahrungsaustausch zwischen den 
Mitarbeitern ermöglicht. 

(3) Die Erlaubnis gilt für das jeweilige Bundes-
land, in dem der Verein seinen Sitz hat. Sie 
kann auf den Bereich eines Landesjugend-
amts beschränkt werden. 

 
 
 

(4) Das Nähere regelt das Landesrecht. Es 
kann auch weitere Voraussetzungen für die 
Erteilung der Erlaubnis vorsehen. 

2. die als Vereinspfleger oder Vereinsvor-
mund bestellten Mitarbeiter höchstens 50 
und bei gleichzeitiger Wahrnehmung an-
derer Aufgaben entsprechend weniger 
Pflegschaften oder Vormundschaften füh-
ren, 

3. er sich planmäßig um die Gewinnung von 
ehrenamtlichen Pflegern und Vormün-
dern bemüht und sie in ihre Aufgaben 
einführt, fortbildet und berät, 

4. er einen Erfahrungsaustausch zwischen 
den Mitarbeitern ermöglicht. 

(2) Die Anerkennung gilt für das jeweilige 
Land, in dem der Verein seinen Sitz hat. Sie 
kann auf den Bereich eines überörtlichen 
Trägers der Jugendhilfe beschränkt werden. 

(3) Der nach Absatz 1 anerkannte Vormund-
schaftsverein kann eine Beistandschaft über-
nehmen, soweit Landesrecht dies vorsieht. 

(4) Das Nähere regelt das Landesrecht. Es 
kann auch weitere Voraussetzungen für die 
Erteilung der Anerkennung vorsehen. 

(5) Eine bei Ablauf des 31. Dezember 2022 
erteilte Erlaubnis zur Übernahme von Vereins-
vormundschaften gilt als Anerkennung als 
Vormundschaftsverein fort. 

§ 55 Beistandschaft, Amtspflegschaft und 
Amtsvormundschaft 

(1) Das Jugendamt wird Beistand, Pfleger 
oder Vormund in den durch das Bürgerliche 
Gesetzbuch vorgesehenen Fällen (Beistand-
schaft, Amtspflegschaft, Amtsvormund-
schaft). 
 

(2) Das Jugendamt überträgt die Ausübung 
der Aufgaben des Beistands, des Amtspfle-
gers oder des Amtsvormunds einzelnen seiner 
Beamten oder Angestellten. Vor der Übertra-
gung der Aufgaben des Amtspflegers oder 
des Amtsvormunds soll das Jugendamt das 
Kind oder den Jugendlichen zur Auswahl des 
Beamten oder Angestellten mündlich anhö-
ren, soweit dies nach Alter und Entwicklungs-
stand des Kindes oder Jugendlichen möglich 
ist. Eine ausnahmsweise vor der Übertragung 
unterbliebene Anhörung ist unverzüglich 
nachzuholen. Ein vollzeitbeschäftigter Beam-
ter oder Angestellter, der nur mit der Führung 
von Vormundschaften oder Pflegschaften 
betraut ist, soll höchstens 50 und bei gleich-

§ 55 Beistandschaft, Pflegschaft und Vor-
mundschaft des Jugendamts 

(1) Das Jugendamt wird Beistand, Pfleger 
oder Vormund in den durch das Bürgerliche 
Gesetzbuch vorgesehenen Fällen (Beistand-
schaft, Amtspflegschaft, vorläufige Amts-
pflegschaft, Amtsvormundschaft, vorläufige 
Amtsvormundschaft). 

(2) Das Jugendamt überträgt die Ausübung 
der Aufgaben des Beistands, des Pflegers 
oder des Vormunds einzelnen seiner Bediens-
teten. Bei der Übertragung sind die Grundsät-
ze für die Auswahl durch das Familiengericht 
zu beachten. Vor der Übertragung der Auf-
gaben des Pflegers oder des Vormunds hat 
das Jugendamt das Kind oder den Jugendli-
chen zur Auswahl des Bediensteten mündlich 
anzuhören, soweit dies nach Alter und Ent-
wicklungsstand des Kindes oder Jugendli-
chen möglich ist. Eine ausnahmsweise vor der 
Übertragung unterbliebene Anhörung ist un-
verzüglich nachzuholen. Wird das Jugendamt 
als vorläufiger Pfleger oder vorläufiger Vor-
mund bestellt, so sind die Sätze 2 bis 4 nicht 
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zeitiger Wahrnehmung anderer Aufgaben 
entsprechend weniger Vormundschaften 
oder Pflegschaften führen. 

 
 
 
 
 
 

(3) Die Übertragung gehört zu den Angele-
genheiten der laufenden Verwaltung. In dem 
durch die Übertragung umschriebenen Rah-
men ist der Beamte oder Angestellte gesetz-
licher Vertreter des Kindes oder Jugendli-
chen. Amtspfleger und Amtsvormund haben 
den persönlichen Kontakt zu diesem zu hal-
ten sowie dessen Pflege und Erziehung nach 
Maßgabe des § 1793 Absatz 1a und § 1800 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs persönlich zu 
fördern und zu gewährleisten. 

anzuwenden; § 1784 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs gilt entsprechend. 
 

(3) Ein vollzeitbeschäftigter Bediensteter, der 
nur mit der Führung von Pflegschaften oder 
Vormundschaften betraut ist, soll höchstens 
50 und bei gleichzeitiger Wahrnehmung an-
derer Aufgaben entsprechend weniger Pfleg-
schafften oder Vormundschaften führen. 

(4) Die Übertragung gehört zu den Angele-
genheiten der laufenden Verwaltung. In dem 
durch die Übertragung umschriebenen Rah-
men ist der Bedienstete gesetzlicher Vertreter 
des Kindes oder Jugendlichen. Er hat den 
persönlichen Kontakt zu diesem nach Maß-
gabe des § 1790 Absatz 3 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs zu halten sowie dessen Pflege 
und Erziehung nach Maßgabe des § 1790 
Absatz 1 und 2 und des § 1795 Absatz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs persönlich zu för-
dern und zu gewährleisten. 

(5) Die Aufgaben der Pflegschaft und Vor-
mundschaft sind funktionell, organisatorisch 
und personell von den übrigen Aufgaben des 
Jugendamts zu trennen. 

§ 56 Führung der Beistandschaft, der Amts-
pflegschaft und der Amtsvormundschaft 
 

(1) Auf die Führung der Beistandschaft, der 
Amtspflegschaft und der Amtsvormundschaft 
sind die Bestimmungen des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs anzuwenden, soweit dieses Gesetz 
nicht etwas anderes bestimmt. 
 

(2) Gegenüber dem Jugendamt als Amts-
vormund und Amtspfleger werden die Vor-
schriften des § 1802 Absatz 3 und des § 1818 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs nicht ange-
wandt. In den Fällen des § 1803 Absatz 2, des 
§ 1811 und des § 1822 Nummer 6 und 7 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs ist eine Genehmi-
gung des Familiengerichts nicht erforderlich. 
Landesrecht kann für das Jugendamt als 
Amtspfleger oder als Amtsvormund weiter-
gehende Ausnahmen von der Anwendung 
der Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetz-
buchs über die Vormundschaft über Minder-
jährige (§§ 1773 bis 1895) vorsehen, die die 
Aufsicht des Familiengerichts in vermögens-
rechtlicher Hinsicht sowie beim Abschluss von 
Lehr- und Arbeitsverträgen betreffen. 

§ 56 Führung der Beistandschaft, der Pfleg-
schaft und der Vormundschaft durch das 
Jugendamt 

(1) Auf die Führung der Beistandschaft, der 
Pflegschaft und der Vormundschaft durch 
das Jugendamt sind die Bestimmungen des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs anzuwenden, so-
weit dieses Gesetz nicht etwas anderes be-
stimmt. 

(2) Gegenüber dem Jugendamt als Pfleger 
oder Vormund werden § 1835 Absatz 5 und 
§ 1844 jeweils in Verbindung mit § 1798 Ab-
satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs nicht 
angewandt. In den Fällen des § 1848 in Ver-
bindung mit § 1799 Absatz 1 und des § 1795 
Absatz 2 Nummer 1 und 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs ist eine Genehmigung des Fami-
liengerichts nicht erforderlich. Landesrecht 
kann für das Jugendamt als Pfleger oder 
Vormund weitergehende Ausnahmen nach 
§ 1862 Absatz 4 in Verbindung mit § 1802 Ab-
satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorse-
hen. 
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(3) Mündelgeld kann mit Genehmigung des 
Familiengerichts auf Sammelkonten des Ju-
gendamts bereitgehalten und angelegt 
werden, wenn es den Interessen des Mündels 
dient und sofern die sichere Verwaltung, 
Trennbarkeit und Rechnungslegung des Gel-
des einschließlich der Zinsen jederzeit ge-
währleistet ist; Landesrecht kann bestimmen, 
dass eine Genehmigung des Familiengerichts 
nicht erforderlich ist. Die Anlegung von Mün-
delgeld gemäß § 1807 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs ist auch bei der Körperschaft zuläs-
sig, die das Jugendamt errichtet hat. 

(4) Das Jugendamt hat in der Regel jährlich 
zu prüfen, ob im Interesse des Kindes oder 
des Jugendlichen seine Entlassung als Amts-
pfleger oder Amtsvormund und die Bestel-
lung einer Einzelperson oder eines Vereins 
angezeigt ist, und dies dem Familiengericht 
mitzuteilen. 

(3) Mündelgeld kann mit Genehmigung des 
Familiengerichts auf Sammelkonten des Ju-
gendamts bereitgehalten und angelegt 
werden, wenn es den Interessen des Mündels 
dient und sofern die sichere Verwaltung, 
Trennbarkeit und Rechnungslegung des Gel-
des einschließlich der Zinsen jederzeit ge-
währleistet ist; Landesrecht kann bestimmen, 
dass eine Genehmigung des Familiengerichts 
nicht erforderlich ist. Die Anlegung von Mün-
delgeld ist auch bei der Körperschaft zulässig, 
die das Jugendamt errichtet hat. 

§ 57 Mitteilungspflicht des Jugendamts 

Das Jugendamt hat dem Familiengericht 
unverzüglich den Eintritt einer Vormundschaft 
mitzuteilen. 

§ 57 Mitteilungspflichten des Jugendamts 

(1) Das Jugendamt hat dem Familiengericht 
unverzüglich den Eintritt einer Vormundschaft 
sowie den Wegfall der Voraussetzungen der 
Vormundschaft mitzuteilen. 

(2) Das Jugendamt hat dem Familiengericht 
vor seiner Bestellung zum Vormund mitzutei-
len, welchem seiner Bediensteten es die Auf-
gaben der Amtsvormundschaft übertragen 
wird. Wird das Jugendamt zum vorläufigen 
Vormund bestellt, so hat es dem Familienge-
richt alsbald, spätestens binnen zwei Wochen 
nach seiner Bestellung mitzuteilen, welchem 
Bediensteten die Aufgaben des vorläufigen 
Vormunds übertragen worden sind. 

(3) Das Jugendamt hat dem Familiengericht 
über das persönliche Ergehen und die Ent-
wicklung eines Mündels Auskunft zu erteilen. 
Soweit eine Behebung der Mängel in der Per-
sonensorge trotz Beratung und Unterstützung 
nach § 53a Absatz 2 nicht erfolgt, hat es dies 
dem Familiengericht mitzuteilen. Erlangt das 
Jugendamt Kenntnis von der Gefährdung des 
Vermögens eines Mündels, so hat es dies 
dem Familiengericht mitzuteilen. Ist ein Vor-
mundschaftsverein als vorläufiger Vormund 
oder ein Vereinsvormund als Vormund be-
stellt, so sind die Sätze 1 bis 3 nicht anzuwen-
den. 
vgl. § 53 Absatz 3 Sätze 3 bis 5 SGB VIII a F 
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(4) Das Jugendamt hat in der Regel jährlich zu 
prüfen, ob im Interesse des Kindes oder des 
Jugendlichen seine Entlassung als Vormund 
und die Bestellung einer natürlichen Person, 
die die Vormundschaft ehrenamtlich führt, 
angezeigt ist, und dies dem Familiengericht 
mitzuteilen. Dasselbe gilt, wenn dem Jugend-
amt sonst Umstände bekannt werden, aus 
denen sich ergibt, dass die Vormundschaft 
nunmehr ehrenamtlich geführt werden kann. 
vgl. § 56 Absatz 4 SGB VIII aF 

(5) Das Jugendamt des bisherigen gewöhnli-
chen Aufenthalts des Mündels hat dem Ju-
gendamt des neuen gewöhnlichen Aufent-
halts eine Verlegung des gewöhnlichen Auf-
enthalts des Mündels in den Bezirk eines an-
deren Jugendamts mitzuteilen. Ist ein Vor-
mundschaftsverein als vorläufiger Vormund 
oder ein Vereinsvormund als Vormund be-
stellt, so ist Satz 1 nicht anzuwenden. 

(6) Für die Pflegschaft für Minderjährige gel-
ten die Absätze 1 bis 5 entsprechend. 

§ 58 Gegenvormundschaft des Jugendamts 

Für die Tätigkeit des Jugendamts als Gegen-
vormund gelten die §§ 55 und 56 entspre-
chend. 

aufgehoben 

§ 58a Auskunft über Alleinsorge aus dem 
Sorgeregister 
 

(1) Zum Zwecke der Erteilung der schriftlichen 
Auskunft nach Absatz 2 wird für Kinder nicht 
miteinander verheirateter Eltern bei dem 
nach § 87c Absatz 6 Satz 2 zuständigen Ju-
gendamt ein Sorgeregister geführt. In das 
Sorgeregister erfolgt jeweils eine Eintragung, 
wenn 

1. Sorgeerklärungen nach § 1626a Absatz 1 
Nummer 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
abgegeben werden, 

2. aufgrund einer rechtskräftigen gerichtli-
chen Entscheidung die elterliche Sorge 
den Eltern ganz oder zum Teil gemeinsam 
übertragen worden ist oder 

3. die elterliche Sorge aufgrund einer 
rechtskräftigen gerichtlichen Entschei-
dung ganz oder zum Teil der Mutter ent-
zogen oder auf den Vater allein übertra-
gen worden ist. 

(2) […] 

§ 58 Auskunft über Alleinsorge aus dem 
Sorgeregister 
 

(1) Zum Zwecke der Erteilung der schriftlichen 
Auskunft nach Absatz 2 wird für Kinder nicht 
miteinander verheirateter Eltern bei dem 
nach § 87c Absatz 6 Satz 2 zuständigen Ju-
gendamt ein Sorgeregister geführt. In das 
Sorgeregister erfolgt jeweils eine Eintragung, 
wenn 

1. Sorgeerklärungen nach § 1626a Absatz 1 
Nummer 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
abgegeben werden, 

2. aufgrund einer rechtskräftigen gerichtli-
chen Entscheidung die elterliche Sorge 
den Eltern ganz oder zum Teil gemeinsam 
übertragen worden ist oder 

3. die elterliche Sorge aufgrund einer 
rechtskräftigen gerichtlichen Entschei-
dung ganz oder zum Teil der Mutter ent-
zogen oder auf den Vater allein übertra-
gen worden ist. 

(2) […] 
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§ 72a Tätigkeitsausschluss einschlägig vor-
bestrafter Personen 

[…] 

(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
sollen durch Vereinbarungen mit den Trägern 
der freien Jugendhilfe sicherstellen, dass die-
se keine Person, die wegen einer Straftat 
nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt 
worden ist, beschäftigen. 
 

(3) […] 

[...] 

§ 72a Tätigkeitsausschluss einschlägig vor-
bestrafter Personen 

[…] 

(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
sollen durch Vereinbarungen mit den Trägern 
der freien Jugendhilfe sowie mit Vereinen im 
Sinne des § 54 sicherstellen, dass diese keine 
Person, die wegen einer Straftat nach Ab-
satz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, 
hauptamtlich beschäftigen. 

(3) […] 

[...] 

§ 76 Beteiligung anerkannter Träger der freien 
Jugendhilfe an der Wahrnehmung anderer 
Aufgaben 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
können anerkannte Träger der freien Ju-
gendhilfe an der Durchführung ihrer Aufga-
ben nach den §§ 42, 42a, 43, 50 bis 52a und 
53 Absatz 2 bis 4 beteiligen oder ihnen diese 
Aufgaben zur Ausführung übertragen. 

(2) [...] 

§ 76 Beteiligung anerkannter Träger der freien 
Jugendhilfe an der Wahrnehmung anderer 
Aufgaben 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
können anerkannte Träger der freien Ju-
gendhilfe an der Durchführung ihrer Aufga-
ben nach den §§ 42, 42a, 43, 50 bis 52a und 
53a beteiligen oder ihnen diese Aufgaben zur 
Ausführung übertragen. 

(2) [...] 

§ 85 Sachliche Zuständigkeit 

[…] 

(2) Der überörtliche Träger ist sachlich zu-
ständig für 

1. die Beratung der örtlichen Träger und die 
Entwicklung von Empfehlungen zur Erfül-
lung der Aufgaben nach diesem Buch, 

2. die Förderung der Zusammenarbeit zwi-
schen den örtlichen Trägern und den an-
erkannten Trägern der freien Jugendhilfe, 
insbesondere bei der Planung und Sicher-
stellung eines bedarfsgerechten Ange-
bots an Hilfen zur Erziehung, Eingliede-
rungshilfen für seelisch behinderte Kinder 
und Jugendliche und Hilfen für junge Voll-
jährige, 

3. die Anregung und Förderung von Einrich-
tungen, Diensten und Veranstaltungen 
sowie deren Schaffung und Betrieb, so-
weit sie den örtlichen Bedarf übersteigen; 
dazu gehören insbesondere Einrichtun-
gen, die eine Schul- oder Berufsausbil-
dung anbieten, sowie Jugendbildungs-
stätten, 

§ 85 Sachliche Zuständigkeit 

[…] 

(2) Der überörtliche Träger ist sachlich zu-
ständig für 

1. die Beratung der örtlichen Träger und die 
Entwicklung von Empfehlungen zur Erfül-
lung der Aufgaben nach diesem Buch, 

2. die Förderung der Zusammenarbeit zwi-
schen den örtlichen Trägern und den an-
erkannten Trägern der freien Jugendhilfe, 
insbesondere bei der Planung und Sicher-
stellung eines bedarfsgerechten Ange-
bots an Hilfen zur Erziehung, Eingliede-
rungshilfen für seelisch behinderte Kinder 
und Jugendliche und Hilfen für junge Voll-
jährige, 

3. die Anregung und Förderung von Einrich-
tungen, Diensten und Veranstaltungen 
sowie deren Schaffung und Betrieb, so-
weit sie den örtlichen Bedarf übersteigen; 
dazu gehören insbesondere Einrichtun-
gen, die eine Schul- oder Berufsausbil-
dung anbieten, sowie Jugendbildungs-
stätten, 
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4. die Planung, Anregung, Förderung und 

Durchführung von Modellvorhaben zur 
Weiterentwicklung der Jugendhilfe, 

5. die Beratung der örtlichen Träger bei der 
Gewährung von Hilfe nach den §§ 32 bis 
35a, insbesondere bei der Auswahl einer 
Einrichtung oder der Vermittlung einer 
Pflegeperson in schwierigen Einzelfällen, 

6. die Wahrnehmung der Aufgaben zum 
Schutz von Kindern und Jugendlichen in 
Einrichtungen (§§ 45 bis 48a), 

7. die Beratung der Träger von Einrichtun-
gen während der Planung und Betriebs-
führung, 

8. die Fortbildung von Mitarbeitern in der 
Jugendhilfe, 

9. die Gewährung von Leistungen an Deut-
sche im Ausland (§ 6 Absatz 3), soweit es 
sich nicht um die Fortsetzung einer bereits 
im Inland gewährten Leistung handelt, 

10. die Erteilung der Erlaubnis zur Übernahme 
von Pflegschaften oder Vormundschaften 
durch einen rechtsfähigen Verein (§ 54). 

(3) […] 
[…] 

4. die Planung, Anregung, Förderung und 
Durchführung von Modellvorhaben zur 
Weiterentwicklung der Jugendhilfe, 

5. die Beratung der örtlichen Träger bei der 
Gewährung von Hilfe nach den §§ 32 bis 
35a, insbesondere bei der Auswahl einer 
Einrichtung oder der Vermittlung einer 
Pflegeperson in schwierigen Einzelfällen, 

6. die Wahrnehmung der Aufgaben zum 
Schutz von Kindern und Jugendlichen in 
Einrichtungen (§§ 45 bis 48a), 

7. die Beratung der Träger von Einrichtun-
gen während der Planung und Betriebs-
führung, 

8. die Fortbildung von Mitarbeitern in der 
Jugendhilfe, 

9. die Gewährung von Leistungen an Deut-
sche im Ausland (§ 6 Absatz 3), soweit es 
sich nicht um die Fortsetzung einer bereits 
im Inland gewährten Leistung handelt, 

10. die Anerkennung als Vormundschaftsver-
ein (§ 54). 
 

(3) […] 
[…] 

§ 87c Örtliche Zuständigkeit für die Beistand-
schaft, die Amtspflegschaft, die Amtsvor-
mundschaft und die schriftliche Auskunft 
nach § 58a 
(1) Für die Vormundschaft nach § 1791c des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs ist das Jugendamt 
zuständig, in dessen Bereich die Mutter ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. Wurde die 
Vaterschaft nach § 1592 Nummer 1 oder 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs durch Anfech-
tung beseitigt, so ist der gewöhnliche Aufent-
halt der Mutter zu dem Zeitpunkt maßgeblich, 
zu dem die Entscheidung rechtskräftig wird. 
Ist ein gewöhnlicher Aufenthalt der Mutter 
nicht festzustellen, so richtet sich die örtliche 
Zuständigkeit nach ihrem tatsächlichen Auf-
enthalt. 
(2) […] 
 
 
 
 
(3) Für die Pflegschaft oder Vormundschaft, 
die durch Bestellung des Familiengerichts 
eintritt, ist das Jugendamt zuständig, in des-
sen Bereich das Kind oder der Jugendliche 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Hat das 

§ 87c Örtliche Zuständigkeit für die Beistand-
schaft, die Pflegschaft, die Vormundschaft 
und die schriftliche Auskunft nach § 58 
 
(1) Für die Vormundschaft nach § 1786 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs ist das Jugendamt 
zuständig, in dessen Bereich die Mutter ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. Wurde die 
Vaterschaft nach § 1592 Nummer 1 oder 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs durch Anfech-
tung beseitigt, so ist der gewöhnliche Aufent-
halt der Mutter zu dem Zeitpunkt maßgeblich, 
zu dem die Entscheidung rechtskräftig wird. 
Ist ein gewöhnlicher Aufenthalt der Mutter 
nicht festzustellen, so richtet sich die örtliche 
Zuständigkeit nach ihrem tatsächlichen Auf-
enthalt. 
(2) […] 
(2a) Für die Vormundschaft nach § 1787 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs ist das Jugendamt 
zuständig, in dessen Bereich der Geburtsort 
des Kindes liegt. 
(3) Für die Pflegschaft oder Vormundschaft, 
die durch Bestellung des Familiengerichts 
eintritt, ist das Jugendamt zuständig, in des-
sen Bereich das Kind oder der Jugendliche 
zum Zeitpunkt der Bestellung seinen gewöhn-
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Kind oder der Jugendliche keinen gewöhnli-
chen Aufenthalt, so richtet sich die Zustän-
digkeit nach seinem tatsächlichen Aufenthalt 
zum Zeitpunkt der Bestellung. Sobald das Kind 
oder der Jugendliche seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt wechselt oder im Fall des Satzes 2 
das Wohl des Kindes oder Jugendlichen es 
erfordert, hat das Jugendamt beim Familien-
gericht einen Antrag auf Entlassung zu stellen. 
Die Sätze 1 bis 3 gelten für die Gegenvor-
mundschaft des Jugendamts entsprechend. 
[…] 
(6) Für die Erteilung der schriftlichen Auskunft 
nach § 58a Absatz 2 gilt Absatz 1 entspre-
chend. Die Mitteilungen nach § 1626d Ab-
satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, die Mit-
teilungen nach § 155a Absatz 3 Satz 3 und 
Absatz 5 Satz 2 des Gesetzes über das Ver-
fahren in Familiensachen und in den Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
sowie die Mitteilungen nach § 50 Absatz 3 
sind an das für den Geburtsort des Kindes 
oder des Jugendlichen zuständige Jugend-
amt zu richten; § 88 Absatz 1 Satz 2 gilt ent-
sprechend. Das nach Satz 2 zuständige Ju-
gendamt teilt dem nach Satz 1 zuständigen 
Jugendamt auf dessen Ersuchen mit, ob ihm 
Mitteilungen nach § 1626d Absatz 2 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs, Mitteilungen nach 
§ 155a Absatz 3 Satz 3 oder Absatz 5 Satz 2 
des Gesetzes über das Verfahren in Familien-
sachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit oder Mitteilungen 
nach § 50 Absatz 3 vorliegen. Betrifft die ge-
richtliche Entscheidung nur Teile der elterli-
chen Sorge, so enthalten die Mitteilungen 
auch die Angabe, in welchen Bereichen die 
elterliche Sorge der Mutter entzogen wurde, 
den Eltern gemeinsam übertragen wurde 
oder dem Vater allein übertragen wurde. 

lichen Aufenthalt hat. Hat das Kind oder der 
Jugendliche keinen gewöhnlichen Aufent-
halt, so richtet sich die Zuständigkeit nach 
seinem tatsächlichen Aufenthalt zum Zeit-
punkt der Bestellung. Sobald das Kind oder 
der Jugendliche seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt nimmt oder wechselt, hat das Ju-
gendamt beim Familiengericht einen Antrag 
auf Entlassung zu stellen. 
 
 
[…] 
(6) Für die Erteilung der schriftlichen Auskunft 
nach § 58 Absatz 2 gilt Absatz 1 entspre-
chend. Die Mitteilungen nach § 1626d Ab-
satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, die Mit-
teilungen nach § 155a Absatz 3 Satz 3 und 
Absatz 5 Satz 2 des Gesetzes über das Ver-
fahren in Familiensachen und in den Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
sowie die Mitteilungen nach § 50 Absatz 3 
sind an das für den Geburtsort des Kindes 
oder des Jugendlichen zuständige Jugend-
amt zu richten; § 88 Absatz 1 Satz 2 gilt ent-
sprechend. Das nach Satz 2 zuständige Ju-
gendamt teilt dem nach Satz 1 zuständigen 
Jugendamt auf dessen Ersuchen mit, ob ihm 
Mitteilungen nach § 1626d Absatz 2 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs, Mitteilungen nach 
§ 155a Absatz 3 Satz 3 oder Absatz 5 Satz 2 
des Gesetzes über das Verfahren in Familien-
sachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit oder Mitteilungen 
nach § 50 Absatz 3 vorliegen. Betrifft die ge-
richtliche Entscheidung nur Teile der elterli-
chen Sorge, so enthalten die Mitteilungen 
auch die Angabe, in welchen Bereichen die 
elterliche Sorge der Mutter entzogen wurde, 
den Eltern gemeinsam übertragen wurde 
oder dem Vater allein übertragen wurde. 

§ 87d Örtliche Zuständigkeit für weitere 
Aufgaben im Vormundschaftswesen 
(1) Für die Wahrnehmung der Aufgaben 
nach § 53 ist der örtliche Träger zuständig, in 
dessen Bereich der Pfleger oder Vormund 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
 
(2) Für die Erteilung der Erlaubnis zur Über-
nahme von Pflegschaften oder Vormund-
schaften durch einen rechtsfähigen Verein 
(§ 54) ist der überörtliche Träger zuständig, in 
dessen Bereich der Verein seinen Sitz hat. 

§ 87d Örtliche Zuständigkeit für weitere 
Aufgaben im Vormundschaftswesen 
(1) Für die Wahrnehmung der Aufgaben 
nach den §§ 53 und 53a ist der örtliche Träger 
zuständig, in dessen Bereich der Pfleger oder 
Vormund seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat. 
(2) Für die Anerkennung als Vormundschafts-
verein (§ 54) ist der überörtliche Träger zu-
ständig, in dessen Bereich der Verein seinen 
Sitz hat. 

 


